
Umsatzsteuer-
Rtrndschur

Verlag Dr. Otto Schmidt

8. Dezember 2005 Seiten 641-708 54. Jalrrgang . l2l20o5

Prof. Dr Johanna Hey / Pltilipp Hoffsümnterx

Umsatzsteuerliche Behandlung des Handels mit Eintrittskarten für Sport- und
Musikveranstaltungen

Der Handel mit Eintriltskarten Iür Sport- und Musik-
veronsloJlungen isl in Anbetracht der anstehenden
G.roßveranstoltungen mehr denn je ins Blickfeld der
Offentlichkeit geruten. Das gilt vor ellem für den Ti-
ckethendel im Zusammenhang mit der anstehenden
Fußballweltmeisterschaft 2006 im eigenen Lande.
Kurz nach Zuteilung der ersten Eintrittskarten für die
Spiele der Weltmeisterscheft wurden diese bereits jm

Internet - teilweise für ein Viellaches des Kaulpreises
- antgeboten. Durch die Nennung des Käufers auf der
Eintrittskarte wollte der Deutsche FußbaLL Bund unter
anderem dem floilerenden Sc/rwarzmarkt Einhalt oe-

I. Einleitung

Der Handel mit Eintrittskarten umfasst nicht nur die
Ausgabe der Karten durch den Veranstalter selbst
oder einen von diesem ermächtigten Dritten, sondern
auch den Handel durch Unternehmer, die sich auf den
Aufkauf von Kartenkontingenten - sei es von Unter-
nehmern oder Nichtunternehmern. offiziell oder auf
dem Schwarzmarkt - spezialisiert haben. Durch elek-
tronische Börsen lassen sich solche Al- und Verkäufe
sowohl im In- als auch im Ausland leicht abwickeln.
Das Interesse der Kunden, auf diesem Wege an Ein-
trittskarten für bestimmte - eventuell bereits ausver-
kaufte - Veranstaltungen zu gelangen, ist groß. Da die
Tickethändler bei entsprechender Tätigkeit die
Schwelle zum umsatzsteuerlichen Unternehmer in
der Regel überschreiten, stellt sich die Frage, wie die
sich anschließenden umsatzsteuerlichen Besonder-
heiten rechtlich zu beurteilen sind.

II. Lieierung oder sonstige Leistung

Schwierig ist bereits die Elnordnung des Handels mit
Eintrittskarten als Lieferung oder sonstige Leistunq.

bieten. Da allerdings auch bei anderen Verenstaltun-
gen, wie z.B. den Spielen der Fußballbundesliga oder
Rockkonzerten irLternatiortaler Künstler, das Angebot
an Karten knapp ist, erfreut sich der Handel mit Ein-
trittskarten insgesoml großer Beliebtheit. Dieser Bei-
trag zeigt au[, wie der Hande] mit Eintrittskerten für die
Ietztgenannten Ereignisse ous umsatzsteuerlicher Sicht
zu beurteilen ist. Von Bedeutung ist dabei insbeson-
dere die Einordnung als Lielerung oder sonstige leis-
tung sowie daran anknüpfend die Frage nach der An-
wendbarkeil des $25o USIG, die die OFD Düsseldorf

iüngsl verneint hat.

Von der Einordnung hängt die weitere umsatzsteuerli-
che Behandlung der Umsätze ab. So ist die Unterschei-
dung maßgeblich für den Ort der Leistung; sie kann
weiterhin Auswirkungen auf die Steuerbefreiungen,
den Steuersatz sowie die Anwendbarkeit der Diffe-
renzbesteuerung des $25a USIG haben. Bei der Be-
trachtung muss zunächst untersucht werden, wie die
Ausgabe der Eintrittskarten durch den Veranstalter
oder eine Agentur ais Vermittler zu qualifizieren ist.
Hiervon zu unterscheiden ist die Weiterveräußerung
der Tickets durch eine andere Person im eigenen Na-
nen und auf eigene Rechnung, welche dem Veranstal-
ter in der Reqel unbekannt bleibt.

1. Ausgabe der Eintrittskarten durch den
Veranstalter

Möglich ist die Ausgabe der Eintrittskarte durch den
Veranstalter selbst. Die Eintrittskart-e ist eine Urkun-
de, in der sich der Aussteller verpflichtet, an deren In-
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haber zu leisten.l Die Verpfl ichir.rng zur Leistung be-
steht, sofern es sich nicht um ein qualif iziertes Leqiti-
mationspapier handelt oder die t)bertragbarkeit aus-
geschiossen ist, auch gegenüber Karteninhabern, die
diese nicht unmittelbar vom Veranstalter erworben
haben. Die am häufigsten gehandelten Tickets (Ein-
trittskarten zu einzelnen Fußballspielen und zu Rock-
konzerten) unterliegen regelmäßig keinen Übertra-
gungsbeschränkungen.

Aus umsatzsteuerlicher Sicht stellt sich die Frage, ob
die Leistung des Veranstalters bereits in der Ausgabe
der Eintrittskarte und der entsprechenden Einräu-
rnung elnes Rechls auf Teilnahrne an der Veranstal-
tung oder erst in der Erbringung der Veranstaltung als
solcher zu sehen ist. Des Weiteren ist zu klären, ob es
sich bei der maßgeblichen Leistung des Veranstalters
um eine Lieferung oder eine sonstige Leistung han-
delt.

Zunächst liegt es nahe, bereits in der Erlaubnls der
Teilnahrne an dem Sport- bzw Musikereignis und der
Ausgabe der Eintrittskarte die maßgebliche Leistung
zu sehen. Die Teilnahmeerlaubnis steilt eine Rechts-
einräumung dar, weshalb in der Ausgabe der Karte
eine sonstige Leistung gtesehen werden könnte. An-
clererseits f indet man nit der Ürbergabe der Karte als
solcher auch ein Element, das für das Voriiegen einer
Lieferung spricht. Da es sich nach dem Willen der Par-
teien jedoch um eine einheitliche Leistung handelt,
kann die Frage nach der Art der Leistung nur einheit-
lich beantwortet werden. Die Leistung des Veranstal-
ters kann damit entweder nur eine Lieferung oder
eine sonsLige Leistung sein.

Die Differenzierung zwischen einer Liefemng und ei-
ner sonstigen Leistung erfolgt in Abhängigkeit vonr
Leistungsobjekt.2 l)abei kann nur die Verschaffung
der Verfügungsmacht an einem Gegenstand zu einer
Lieferung i.S.d. $3 Abs.1 UStG führen. Allerdhgs l iegt
auch nicht zwingend eine Lieferung vor, wenn ein
körperiicher Gegenstand übereignet wird. Erforder-
lich ist vielmehr, dass gerade die Zuwendung des Ge-
genstands selbst den objektiven wirtschaftlichen Ge-
halt des Vorgangs bestimmt. Nach der früheren Auf-
fassung des BFH kan es für die Abgrenzung darauf
an, welches Leistungselement unter Berücksichti-
gung des Willens der Vertragsparteien den wirtschaft-
l ichen Schwerpunkt der Leistung ausmacht.3 Nach

der Rechlsprechung des EUGH erfolgt die Abgren-
zung hingegen ausgehend davc-rn, welcl-ren Utnfang
und welche Bedeutung die Dienstleistungen bei der
Gesamtbetrachtung des Vorgangs aus der Sicht des
Durchschnittsverbrauchers haben.a In seinen neue-
ren Urteilen hat sich der BFH der Auffassung des
EuGH angeschlossen und stellt nicht mehr auf den
Willen der Vertragsparteien, sondern auf die Sicht des
Durchs chnitls v e rbrauchers ab. s

Die über"wiegende Auffassung sieht in der Ausgabe
von Einlrittskarten fär sportl iche und musikalische
Ereignisse keine Lieferungen, sondern sonstiqe Leis-
tungen i.S.v. $3 Abs.9 USIG.6 Begründet wird diese
Auffassung damit, dass der wirtschaftliche Gehalt der
Leistung trotz der Verschaffung der Verfügungsmacht
an der Eintrittskarte nicht auf die wirtschaftliche Sub-
stanz des Gegenstands, sondern vielmehr auf die Ein-
räumung eines Rechts gerichtet sei. Der Erwerber ei-
ner Eintrittskarte erwerbe lediglich einen Alspruch
auf eine beslimmte Leistung des Verpflichteten. Die
Eintrittskarte sei zivilrechtlich ein Beweispapier über
den Abschluss eiles schuldrechUichen Vertrags ($ 807
BGB).

Überwiegend wird demnach der wirtschaftliche
Schwerpunkt der Leistung il der U.echtseinräumung
gesehen. Geschlussfolgert wird hieraus, dass es sich
bei der Ausgabe der Karten durch den Veranstalter
um eine sonstige Leistung handelt.

Diese Arg-rmentation setzt allerdings voraus, dass die
umsatzsteuerlich maßgebliche Leistung des Ver-
anstalters bereits il der Ausgabe der Karte und der
entsprechenden Rechtseinräumung liegt. Nur dann
darf für die Beantwortung der Frage, ob eine Liefe-
rung oder eine sonstige Leistung vorlieqt, auf die Kar-
t.enausgabe selbst abgestellt werden. ist die Leistung
hingegen die Durchführung der Veranstaltung, so ist

für die Abgrenzung maßgeblich auf diese abzustel-
len.7

Dass der Veranstalter eine umsatzsteuerlich relevante
Leistung erst mit der Veranstaltung selbst erbringt'
zeigt ein Vergleich mit anderen schuldrechtlichen
Verträgen. Diese werden oftmals zeitlich versetzt vor

der Erbringung der eigentlichen Leistung geschlos-
sen.B Aus den schuldrechtlichen Verträgen ergeben
sich regelmäßig Rechte und Pflichten für Gläubiger
und Schuldner. Der Abschluss der schuldrechtlichen

1Vgl .  Sprou in  Pa landt ,  BGB,  $793 BGB Rz.  1 ,  $807 BGB
R2.3. Eintrittskarten sind il der Regel kleine Inhaber-
papiere. Benennen die Eintrittskarten den Berechtigten
namentlich, so handelt es sich um qualifizierte Legitimall-
onspapiere (vgl. $B0B BGB). Ein Beispiel hierfür stellen
die Eintrittskarten für die Fußballweltmeisterschaft 2006
dar. Auf die Besonderheiten des qualifizierten Leqitimati-
onspapiers soll im Folgenden nicht näher eingegangen
werden.

2 Nieskens in Rau/Dürrwächter, USIC, $3 USIG Am.576.
3  BFH,  Ur t .  v .26 .9 .1991 -  V  R 33 /87 ,  BSIBI . I I  1992,  313 -  UR

1992, l43i BFII,  Urt.  v. 19.12.1991 - V R 107/86, BStBl.I I
1592, 449 - LJlt 1992, 144.

4 EuGH, Urt.  v.2.5.1996 - Rs. C-231l94 - Faaborg-Cielt ing Li-
nien, EuGHE 1996, i-2395 : uR 1996, 220 - 112..12; Arun.
Weiß, UR 1996,221; EuGH, Urt.  v.25.2.1999 - Rs. Cl-349/96
- Card Protecl ion PIan, EuGHE 1999, I-973 : UR 1999, 254
- R2,29.

Vql. BFH, Urt.  v 21.6.2001 - V R 80/99, BStB1. I I  2003, 810
(Bl1): LrR 2001,446; BFH, urt.  v.4.7.2002 - v R 41l01, trR
2003, 23 (24) : BFH/NV 2002, 1622 (1623); BFH, Urt. v.
s.r}.2002 - v R 5/02, BStBl.I I  2004,470 (47r) -- uR 2003'
143 /1'44) m. Anm. Nieskens.
Georgy in PlückebaumlMalitzkyÄVidmann, USIG, $3
Abs.i-USIG Rz.B3; Mail in in Sölch/Ringleb, USIG' 03
USIG Rz.58; Nieskens in Rau/Dürrwächter, USIG, $3 USIG
Arun. 590 -,,Fahrkarte, Eintrittskarte".
Die Veranstaltung umfasst dabei sowohl das Sportereig-
nis bzw den Auftritt des Künst-lers als auch die Einlass-
gewälrrung und alle weiteren Tötitlkeiten des Veranstal-
ters (2.B. Platzresenrierun g, Rahmenprograrn m).
So z.B. sowohl Kaufverlräge i iber körperl iche Gegenstän-
de als auch Verträge über noch zu erbringende Dienst-
oder Werkleistungen.
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Verträi1e und die damit verbundene Rechtsgewäh-
rungl) ist jedoch gmndsätzlich umsatzsteuerlich irrele-
vant.r0 Zutreffend gelrt die übenrriegende Auffassung
davon aus, dass die Eintrittskarte bei der Ausgabe
durch den Veranstalter als Beweispapier über den Ab-
schluss eines schuldrechtlichen Vertrags dient.1l Al-
lein aus dem Umstand, dass ein Beweispapier über
den Abschiuss des schuldrechtlichen Vertrags aus-
gegeben wird, kann sich alierdings keine abweichen-
de Beurteilung zu dem allgemeinen Grundsatz der
umsatzsteuerlichen Unbeachtlichkeit von schuld-
rechUichen Verträgen ergeben. Es darf deshaib Iür die
Beurteilung der Leistung bei der Ausgabe von Ein-
trittskarten nicht auf die Rechtseinräumung und die
Kartenausqabe abgestellt werden. Entscheidend für
die umsatzsteuerliche Behandlung sind vielmehr nur
die tatsächlichen Erfüllungsgeschäfte. Die Erfüliungs-
handlung des Veranstalters liegt in der Erbringung
der Veranstaltr.rng als solche. Das entspricht auch der
Verpflichtung des Veranstalters aus dem abgeschlos-
senen Vertrag. Da es sich um einen Werkvertrag i.S.v.

$ 631 BGB handelt, tritt Erfüllung erst ein, wenn er den
geschuldeten Erfolg, mithin die Veranstaltung, herbei-
führt.r2

Des Weiteren spricht dafür, die Leistung erst in der
Veranstaltung selbst zu sehen, dass Veranstaltungen,
bei denen im Vorfeld keine Karten verkauft werden
und erst bei Leistungserbringung gezahlt wird, nichl
anders beur-teilt werden dürfen als Veranstaltungen,
bei denen die Karten bereits im Vorverkauf erstanden
werden können. Werden keine Eintrittskarten ver-
kauft, so crreift das angeführte Argument der Rechts-
einräumung nicht Platz. Mithin kann sich insofern
eine sonstige Leistung aus diesem Gesichtspunkt
nicht ergeben. Vielmehr muss auch hier an die Erbrin-
gung der Veranstaltung selbst angeknüpft werden, so
dass bei der Veranstaltung ohne vorherlge Ticketaus-
gabe demnach eine sonstige Leistung vorliegt, die in
der Erbringung der Veranstaltung selbst zu sehen ist.
Somit muss auch bei einem Event mit vorangehen-
dem Vertragsschluss zur Beurteilung der Leistung auf
die Veranstaltung selbst ab gestellt werden. 1 3

Betrachtet man den WortlauL der Ster.rerbefreiungs-
vorschril len, so zeiqt sich, dass auch der Gesetzgeber
die Leistung erst in der Erbringunq der Veranstaltung
sieht. $4 Nr.20 Buchst.b USIG befreit die ,,Veranstal-
tung von Theaterwor-führungen und Konzerten" und
nicht schon die Einräumung eines Anspruchs auf Teil-

nahme an dieser Veranstaltung.la

Die Leistung wird nach alledem erst mit der Veranstal-
tung erbracht. Der Veranstalter erbrinqt damit eine

sonstige Leistung. Dabei ist das für den Erhalt der Ein-

tri l .tskarte gezaii lte Entgelt. eine Alzahlunq fitr eine

noch zu erbringende Leistung des Veranstalters. Die

herrschende Meinung kornmt ebenso zu dern Ergeb-
nis, dass eine sonstige Leistung vorliegt, stellt ailer-

dings zur Beantwortung der Abgrenzungsfrage unzu-
treffend auf ein umsatzsteuerlich irrelevantes Ereig-

nis ab, welches im \rorfeld der eigentlichen Leistung
liegt. rs

An diesem Ergebnis ändert sich auch dann nichts,
wenn der Erwerber der Eintrittskarte die Veranstal-
tung nicht besucht oder st.att seiner ein Dritter an der

Veranstaltung teilnirr-irnt. Nimrnt der Kartenerwerber
an der Veranstaltring nicht teil, so wird in der Leis-

tungsbereitschaft des Veranstalt.ers die Leistung gese-

hen.16 Berücksichtigt man ir-r diesem Zusamrnenhang,
dass zivilrechtlich die Abnahme des Werks nicht er-
Iorderlich istl7 und der Veranstalter auch ohne die Art-
wesenheit des Karteninhabers die Erfüllungshand-
lung vornetrmen kann, spricht einiges dafür, dass es

der,,Hilfskonstrrrktion" der Leistungsbereitschaft des

Veranstalters gar nicht bedarf, sondern der Veranstal-
ter vielmehr aucir ohne die Anwesenheit des Karten-

inhabers die sonslige Leistung ,,Veranstaltung" er-

bringt.

Nirrmt anstelle des Er-werbers ein Dritter an der Ver-

anstaltung teil, so stellt sicir die Frage, wer Leistungs-

empfänger der vom Veranstalter erbrachten Leistung

ist. Leistungsempfänger ist nach der ständigen Recht-

sprechung des BFH grundsätzllch derjenige, det aus

dem der Leistung zu Grunde liegenden Schuldverhält-
nis als Auftraggeber berechtigt und verpflichtet ist.1B

9 Je nach Vertragstyp werden dem Gläubiger unterschied-
l icire Rechte ehgeräumt..So erhält er beispielsweise das
Recht, beim Kaufvertrag Llbergabe und Llbereignung der
Kaufsache ($433 Abs. I  Satz 1 BC;B) und beim Werkvertrag
Herstellung oder Veränderung bzw. einen durch Arbeit
oder Diensl, leistung herbeizuführenden Erfolg ($ 631
Abs.2 BGB) fordern zu können.

l0 F|ückiger in Plückebaum/MalitzkyÄVidmann, USIG, $3
Abs.9 USIG Rz.37i lQenk in Sölch/Ringleb, USIG, $ 1 USIG
Rz. 13; Mesftens il RauiDürrwächter, USIG, $3 USIG
Arrm.300.

11 Der Vertraq zwischen dem Veranstalter und dem Besu-
cher ist ein Werkvertrag mit mietrechUichem Einschlag
hinsichtlich des Zuschauerplatzes, AG Hannover, Urt. v.
28 .11 .1980 -  28  C 525180,  NJW 1981,  1219;  AG Aachen,
IJrt.  v.24.4.7997 - 10 C 529196, NJW 1997, 2058; AG Her-
ne-Wanne, UrL v. 27.3.1998 - 3 C 5/98, NJW 1998, 3651
m.wN. Davon zu unterscheiden ist der Vertrag zwischen
dem Veranstalter und den Sporllern, Musikern etc. Hier-
bei handelt es sich um einen Werkvertracl vgl. Sprou in
Palandl BGB, Einf. v $631 BGB R2.25.

12 Das zivilrechtliche Kausalgeschäft ist umsatzsteuerlich ir-
relevant. Dennoch muss es im Rahlnen einer zivtlrecl-tt-
Iichen Anaiyse bei der Beurteilung einer Leistung Be-

rücksichligung finden, so auch Nieslrens in Rau/Dürr-
wächter, USIG, $ 3 USIG Arun. 301 .

13 So wohl im Ergebnis auch Birken/e/d, cler die tibereig-
nung der Beweisurkunde als Best.andtei l  der sonsti t ;en
Leistung ansieht, über die Beweis erbracht werden sol l ,  s.
Birkerleld, Umsatzsteuer-Handbuch, $53 Rz.637; wie hier
auch Stöcker in Peter/Burhoff/Stöcker, USIG' $3 USIG
R2.44.

14 Ebenso befreit $4 Nr.3 USIG für den ähnlich gelagerten
Fall der Ausgabe von Fahrscheinen dem Wortlaut nach
die Beförderung selbst und nicht bereits die Einräumung
eines Bef örderungsalsPru chs.

15 Meskens sieht die Leistungserbringung erst in der Ge-
wähmng der Möglichkeit, die Veranstaltung zu besuchen,
stellt aber zur Abgrenzung zwischen Lieferung und sons-
tiger Leistung denrioch auf die Anspruchseinräumung ab,
s.-ly'ieskens in Rau/Dürrwächter, USIG, $3 USIG Alm.590
-,,Fahrkarte, Eintr i t tskarte".
So Klenk in Sölch/Ringleb, USIG, $ 1 USIG Rz. 13.
Sprou irr Palandt, BGB, $640 BGB ltz.4 m.wN.
gFH, urt.  v.24.t j .1999 - v R 98/98, BFH/NV 1999, 1648;
BFH, Urt.  v. 1.2.2001 - V R 79/99, BFHE 194, 4BB (491)- UR
200r,251 (252).
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Aus clem Vertrag zwisctren dem Kartenerwerber und

riem Veranstaiter wird der Er-werber berechtigt' die

Leistung zu fordern, und iln Gegenzug dazu verpfl ich-

tet, das Entgelt zu zahlen. Der Kartenerwerber ist mit-

hil Leistungsempfänger. Das gilt auch dann, wenn ein

Dritter die Veranstaltung besucht. Der Dritte kann

schon deshalb nicht Leistungsempfänger sein, weil er

gegenüber dem Veranstalter nicht zr-rr Gegenleistung

verpflichtet ist. Er ist durch den Er-werber der Eintritts-

karte lediglich dazu legitimiert worden, an dessen

Stelle an der Veranstaltung teilnehmen zu dirrfen. Für

den Veranstalter ist es dabei ohne Becleutung, welche

Person an der Veranstaltung teilnirnrnt.rl) Vielmehr iqt

es zum Schutz des Veranstalters sogar erforderlich,

den Kartenerwerber als Leistungsempfänger anzuse-

hen, da er dem Erwerber anderenfalls eine Rechnung

rnit ulberechtigtem Steuerausweis ausgestellt hätte'

Damit erbringt der Veranstalter gegenüber dem Kar-

tenerwerber unabhängig davon, ob überhaupt jemand

bzw. wer die Veranstaltung besucht, eine sonstige

Leistung.

2. Agenturgeschäfte

Von cler Ausgabe der Eintrit.t.skarten durch den Ver-

anstalter selbst zu unterscheiden sind die sog' Agen-

turgeschäfte, bei clenen der Unternehmer die Eintritts-

karten in fremdem Namen und auf fremde Rechnung

veräußert. Die Agentur vermittelt für den Veranstalter

die zu erbringende Leistung und übergibt den Kunden

in Stellvertretung die erforderlichen Legitimations-

paplere.

Es ist demnach bel einem Agenturgeschäft zwischen

zwei Leistungen zu unterscheiden: Zum einen er-

bringt clie Agentur gegenüber dem Veranst.alter eine

Vermittlungsleistung, zum anderen der Veranstalter

gegenüber dem Er-werber die bereits oben genauer

beschriebene sonstlge Leistung. Bei der Vermittlungs-

Ieistung der Agenturen handelt es sich um eine sons-

tige Leistung i.S.d. $3 Abs.9 USIG an den Veranstalter'

3. Weiterveräußerung der Eintrittskarten

Eine weitere Möglichkeit des Vertriebs von Eintritts-

karten ist die Veräußerung durch Zwisclienhändler'

Diese erwerben die Eintrittskarten von den offiziellen

Veranstaltern oder Vorverkaufsstellen, aber auch von

Privatpersonen, um diese dann im eigenen Narnen

und auf eigene Rechnung - oltmals mit Hilfe elektro-

nischer Medien - weiter zu veräullern.

Das FG Rheinland-Pfalz2o hat die Weiterveräußerung

von Eintrittskarten für Sport- und Musikveranstaltun-

gen als sonstige Leistungen eingeordnet'zt Ausschlag-

gebend war dabei aus der Sicht des FG, dass das wirt-

schaftl iche Interesse des Bestellers an der Leistung -

wie auch bei der Ausgabe unmittelbar durch den Ver-

anstaiter - sich nicht auf die Eintrittskarte selbst, son-

ilern auf das in ihr verbriefte Recht zur Teilnahme an

einer bestimmten Veranstaltung beziehe'22 Der BFH

hat die Frage der Einorclnung des Handels mit Ein-

trittskarten für eine sportliche oder kulturelle Ver-

anstaltung bisher nicht entschieden.

Das Urteil des FG kann nicht kritiklos hingenommen

werden.

a) Wirtschaftlicher Schwerpunkt der Leistung

Der Zwischenhändler überträgt dem Erwerber sowohl

das in der Eintrittskarte verkörperte Recht, an der

Veranstaltung teilnehmen zu könnettz:], als auch den

körperlichen Gegenstand tler Eintrittskart.e' Entscliei-

dentl ftir die AbgrenzuncJ zwischen Lieferung und

sonstiger Leistung im Fall eines in einem Gegenstand

verköiperten Rechts ist, ob das wirtschaftliche lnte-

.".r" d"t BesteiLers am Gegenstand selbst oder an

d,em darin verbrieften Recht überwiegt'24

Der wesenUiche Unterschied der Weiterveräußerung

zur Ausgabe der Tickets durch den Veranstalter be-

steht darin, dass der Er-werber diese gerade nicht vom

Veranstaiter, sondern von einer Person erhält' die zu

diesern im Regelfall - anders als der Agentr'rrhändler -

in keinerlei rechtlicher Beziehung steht' Der Zvi-

schenhändler räumt deln Erwerber nicht das Recht

ein, an einem Ereignis teilhaben zu dürfen, sondern

überträgt ihm ein bereits bestehendes Recht'25 Zur

Rechtseinräumung ist der Zwischenhändler nicht be-

rechtigt und auch nicht in der Lage' Folglich liegt im

Vergleich zur Ausgabe durch den Veranstalter eine

andersartige Leistungsbeziehung vor'

Fragllch ist, welche wirtschaftliche Bedeutung der

Einüittskarte selbst bei der Weiterveräußemng im

Vergleich zu dem übertragenen Recht zrlkommt' Die

Einüittskarte stellt ein Beweispapier und damit ein Le-

gitimationszeichen dar. Beim Legitimationszeichen

19 So auch BFH, Urt.  v. 16.3.1995 - V R 128/92, BSIBI' l I  1995,

651 (652) :UR 1996, 52 - für Incentive-Reisen'
20 FG Rh.-Pf.,  Beschl. v.5.2.2002 - 4V 1751100' EFG 2002,

720, rkr.
21 Vgl. in diesem Zusammenhang aYch-QfD^^Chemnitz' Vfg'

.r . i .z.tggz - s 7100 - 76/1 st 34, uR 1998, 33 (34). Die oFD

Chemnitz sieht in der Veräußerung von Opernkarten
durch einen Unternehmer im eigenen Namen und auf ei-

gene Rechnung - ohne weitere tsegründung - eine sons-

tige Leistung.
22 Sö auch Mäftr rn Sirlch/Rrngleb, USIG, $3 USIG R'z'58;

Georgy in Plückebaum/MalitzkyÄVidnann, USIG, $3
Abs. 1 USICI Rz.83.

23 Anders ais <ile Rechtsehräulnung als Folge des Abschlus-
ses eines schuldrechtl ichen Vertrags (vgl '  FN10) ist die

Übertragung eiles bereits bestehenden Arspruchs aus

enem icfruldrechtli.chen Vertrag umsatzsteuerlich rele-

vant, vgl. Georgy in Plückebaum/MalitzkylWidmann'
USIG, $3 Abs. 1 USIG R2.60 m.w.N.
riii"ia in Bunjes/Geist, UStG, $3 USIG Rz'7; vgl da-zu

auch die bereiti dargestellte Variante der Ausgabe der

Eintrittskarten.
Ous .t".t"*t das FG Rh.-Pf., Beschl' v' 5'2'2002 - 4 V

izstloo, EFC 2002, 720, rkr. Es differenziert nicht zwr-

schen Rechtseilräumung und Rechtsüberlragung' Es

stelit auch im Fall cier Weiterweräußerung der Eintritts-

f.u.i"" darauf ab, ciass deren Ausgabe zivilrecht-iich zum

Äbschluss eines schuldrechtl ichön Vertrags (vgl $807

nCB) äitlre und class clie Leistung erst mit der Cewährung

äer Moqticnfeit, die Veranstaltunq zu besuchen' erbracht

werde. 
'biese 

Ausführungen betreffen die Ausgabe -der
Eintrittskarten, könuen iedoch zur umsatzsteuerlichen

WüiAiW"g der Weiterveiäußerung der Tickets nicht he'

rangezogen \\reroen.
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qeht es denr Schuldner darum, unabhängig von der

materiellen Berechtiqrtng des Inhabers des Legitintati-

onspapiers, mit schuldbefreiender Wirkung an diesen

leisten zu können.2ti Der Eintritt zu der Veranstaltung
wird nur gewährt, wenn am Eilgang die Eintrittskarte
vorgezeigt wird. Die Karte ist somit Vorausselzung für

die Durchsetzbarkeit des verbrieften Forderungs-

rechts.2? Hingegen spielt die Forderungsberechtigunq
bei der Einlasskontrolle keine Rolle mehr. Bei einetn

Legitimationspapier wird bei Einlass zu dem ge-

wünschten Ereignis in cler Regel nicht mehr kontrol-

i iert, ob der lnhaber auch tatsächlich der Berechtigte

ist. Dernnach komrnt der Eintrittskarte eine qewjchti-

ge Becieutung zu, da ohne diese kein Zutritt zu der

Veranstaltung erlangt werden kann, wohingegen die

Inhaberschaft der in dem Papier verbrieften Forde-

rung für den Zutritt regelmäßig unerheblich ist. Folg-

lich dürfte es dem Durchschnittsverbraucher bei Er-

werb wirtschaftlich in erster Linie auf die Eintrittskar-

te selbst ankommen. Es sprechen demnach gute

Gründe dafür, dass es sich bei der Weiterveräußerung
von Eintrittskarten dr:rch Zwischenhändler um Liefe-

rungen handelt.2s

Eine genauere Betracht.ung von Umsätzen, die auf

clen ersten Blick mit denen des Tickethändlers ver-

qleichbar erscheinen, bestätigt dieses Ergebnis. Greift

man sich beispielsweise den Handel mit Telefonkar-

ten heraus, so ist festzustellen, dass es dem Erwerber

von Telefonkarten auf die auf der Telefonkarte ge-

speicherten Informationen und nicht auf die Karte als

körperlicher Gegenstand ankommt. An einer,,leeren"

Telefonkarte hat er - mit Ausnahme von Sammler-

objekten - kein wirtschaftliches Interesse. Insofern

wird der Verkauf von Telefonkarten zutreffend als

sonstige Leistung behandelt '2e Bei der Veräußerung

von Eintrittskarten ist. ftrr den Erwerber hingegen das

verbriefte Recht wirtschafUich von untergeordneter

Bedeutung. Insofern ist es gerechtfertigt, den Handel

mit Telefonkarten als sonstige Leistung zu behandeln,

während die Veräußerxng von Ehtrittskarten durch

Zwischenhändler Lieferungen darstellen.

Nimmt man an, dass es sich bei der Weiter"veräuße-

rrng der Eintrittskarten um ehe Lieferung des Zwi-

schenhändlers handelt, so ergibt sich auch kein Wi-

derspmch dazu, dass im Zusammenhang mit der Aus-

gabe d,er Karte durcli den Veranstalter von einer sons-

tigen Leistung ausgeltangen wird. Die Ausgabe selbst

ist umsatzsteuerlich noch keine Leistung'l lt l  Die sons-

tige Leistung des Veranstalters wird erst durch die

Durchführung der Veranstaltung selbst erbracht' Dies

gilt auch dann, wenn der Zwischenhändler die Ein-

trittskarte unmittelbar vom Veranstalter erwirbt' Wlrt-

schafUich ist für den Wiederverkäufer, der die Karten

vom Veranstalter er-wirbt, von Bedeutung, dass der

Veranstalter clas Sport- oder Musikevent leisten wird'

Ancternfalls kann er die er-worbenen Karten nicht wei-

terveräußern. Für den Kunden kann der Veranstal-

tung aus umsatzsteuerlicher Sicht bei der Beurteilung

der Leistungsbeziehung zwischen dem Z-wischen-

händler und ihm keine wirtschaftliche Bedeutung zu-

kommen, da der Zwischenhändler die Veranstaltung
(die auch die Einlassgewährung umfasst) gar nicht

leisten kann.

b) Vergleichbarkeit mit dem Handel mit körperlichen

Gegenständen

Vergleicht rnan den Handel nit Eintrittskarten mit

dern Handel mit kÖrperiichen Gegenständen, so erge-

ben sich einige Gemeinsamkeiten' Anzuführen ist

zum einen die Anonpnität des Kartenhandels, die ein

Indiz dafür ist, dass die Rechtsübertragung gerade

nicht im Vordergrund steht, sondern dass dem Besitz

des körperlichen Gegenstands,'Eintrittskarte" ent-

scheidende Bedeutung zukommt, Die Veräußerung

der Eintrittskarten erfolgt damit wie di.e beweglicher

körperlicher Gegenstände. Werden Gegenstände je-

doch wie bewegliche Sachen umgesetzt., so l iegt es

nahe, trotz hiermit einhergehender Ubertragung e-i-

nes Rer:hts von einer Lieferung auszuqehen':r1

Des Weiteren l iegt eine Gemeinsarnkeit mit dern Han-

del mit körperlichen Gegenständen insoweit vor, als

Eintrittskarten nach Ausgabe durch den Veranstalter

oder eine Agentur envorben werden und häufig

mehrfach den Eigentümer wechseln' Auch dies

spricht dafür, den wirtschaftlichen Schwerpunkt in

der Übergabe der Eintrittskarte zu sehen'

c) Zivilrechtliche Betrachtung

Diese Wiirdigung spiegelt sich auch im Zivilrecht wie-

cler. Zivilrechtlich erfolgt der Eigentumsübergang an

der Karte nach sachenrechtlichen Grundsätzen geln'

$929 Satzl BGB durch Einigung und ÜTbergabe' Mit

dem Eigentum an der Eintrittskarte wird auch das

Recht zum Besuch der Veranstaltungen übertragen;

mithin folgt das Recht aus dem Papier dem Recht an

dem Papier. Das Recht selbst kann hingegen nicht iso-

liert übertragen werden. Zivilrechtlich erfolgt der Ei-

genturnsübergang demnach wie bei einem körper-

l ichen Gegenstand.

Schulclrechtlich betrachtet schließen der Weiterver-

äußerer und der Erwerber einen Kaufvertrag über die

Eintrittskarten ab' Damit verpflichtet sich der Verkäu-

fer, dem Erwerber die Eintrittskarten zu übergeben

und zu übereignen (vgl. $433 Abs' 1 Satz 1 BGB)'32 Der

Zwischenhändler schul'det jedoch - anders als der

Veranstalter - keinen Leistungserfolg hinsichtlich der

26 Hülferin MünchKornm. BGB, $807 BGB R-z.4.
27 Der Aussteller der Urkunde ist nur gegen deren Vorlage

zur Leistung verpfl ichtet, vgl.  Sprou in Palandt, BGts, $793
ilGB Rz. 11.

28 A.A. OFD Düsseldorf,  Kurzinfo. v. 15.8.2005 - Utnsatzsteu-
er Nr. 1 3, IJR 2005, 578.

29 So auclr OFD Frankfurt a.M., Yfg. v'  4122003 - S 7100 A -

172 -SlI 1.10, Umsatzsteuer-Kartei $3 tJStG -S 7100 Karte
5; a.A. Liedtl<e, uR 2005, 480 (482).

30  S iehe oben t rn te r  IT  1 .
31 So auch der BFH in einer älteren Entscireidung zur lJber-

tragung von Lotterielosen. Die in den Losen verkörperte

Geiarlniaussicht wird irn Verkehr wie eine körperliche Sa-

f lre umgesetrt,  vql.  BFH, Urt.  v '  10 12'1959 - V 317157 U'

BSrB l . l l i 1960,77  Gq:  s tRKUSIG 1951 $4  Z i f f .B  R B '

32 So auch OFD Chemnitz, Vfg' v '  3'7J'997 - S 7100 - 76/1

St 34, tlR 1998, 33 (34) - clie auslüirrt, dass der Zwischen-

händler die Lieferung der Eintrittskarte schulde'
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Veranstaltrrng. Auch schuldet er zivilrechllich nicht
die Abtretung des verbrieften Rechts. Erlüllung des
Kaufvertrags tritt bereits dann ein, wenn das Wert-
papier, in dem das Recht verbrieft ist, trbergeben und
übereignet wird.33 Damit wird die Weiterveräußerung
auch zivilrechtlich wie die Veräußerung beweglicher
körperlicher Gegenstände behandelt.

Da das Umsatzsteuerrecht nicht das Folgerecht des
Zivilrechts ist, kann aus diesen zivilrecl"ttlichen Be-
trachtungen nicht zwingend geschlossen werden,
dass es sich beim Weiterverkauf einer Eintrittskarte
um eine Lieferung handelt. Jedoch stellen diese ein
lndiz für das Vorliegen einer Lieferung clar.

d) Zwischenergebnis

Die überzeugenderen Argumente sprechen dafüLr, dle
Weiterveräußerung von Eintrittskarten als Lieferungen
zu qualifizieren. Aus der Sicht des Durchschnittsverbrau-
chers Liegt der Schwerpunlct der LeistLrng des Zwischen-
häindlers auf der ÜberlraqLrns der Ehtritlskarte.

III. Ort der Leistung

1. Leistung des Veranstalters

Der Veranstalter selbst erbringt durch die Veranstal-
tung sonstige Leistungen an die Er-werber der Ein-
trittskarten.3a Der Ort dieser Leistungen ist dort, wo
er aussch-ließIich oder zum wesenUichen Teil tätig
wird ($ 3a Abs.2 Nr.3 Buchst. a USIG), Er deckt sich da-
mit mit dem Ort der Leistung der von ihm eingesetz-
ten Sportler bzw. Künstler. Veranstalter ist nur, wer die
Künstler, Sportler etc. engagiert hat und damit deren
Leistungen irn eigenen Namen gegenüber den Teil-
nehmern der Veranstaltunq erbringt.3s

2. Leistung der Agenturen

Da die Agenturen keine Veranstalter in diesem Sinne
sind, bestimmt sich der Ort deren Leistungen nicht
nach $3a Abs.2 Nr.3 Buchst.a USIG. Der Ort ihrer
sonstigen Leistungen bestimmt sich vielmehr nach

$ 3a Abs.2 Nr.4 USIG.36 Danach wird die Vermittlungs-
Ieistung grundsätzlich an dem Ort erbracht, wo der
vermittelte Ulnsatz ausgeführt wird. Der Ort der sons-
tigen Leistung der Agenturen ist demnach mit dem

Veranstaltungsort identisch.

3. Leistung des Tickethändlers

Geht man davon aus, dass es sich bei der Weiterver'
äußerung von Eintrittskarten um Liefen-rngen han'
delt37, bestimmt sich der Ort nach $ 3 Abs.6 USIG'

Nirnrnt nran jedoch n'rit dem FG Rheinland-Pfalz und
cler Literatur an, dass auch die Weiterveräußeurnq
von Eintrittskarten eine sonstige Leistung darstellt, ist
die Ortsbestimnung des $3a Abs. 1 USIG eirschlägiq.
Wie das FG in seinem Urteil folgerichtig ausführt,
kann für die Ortsbestimmung nicht auf $3a Abs.2
Nr.3 Br.rchst.a USIG abgestellt werden'38 Ebenso we-
nig liegt eine Vermitth.rngsleistung des Zwischen-
händlers vor. $3a Abs.2 Nr.3 Buchst.a und Nr'4 USIG
finden somit keine Alwendung. llei Annahme eiler

sonstiqen Leistung ist der Ort folglich dort, von wo
aus der Zwischenhändler sein Unternehmen betreibt.

IV. Steuerbeireiungen und Steuersatz

Die Leistungen des Veranstalters kÖnnen bei Vorlie-

gen der Voraussetzungen nach $4 Nr.20 Buchst.b

USIG steuerfrei sein bzw nach $12 Abs.2 Nr.7

Buchst. a USIG ermäßigt besteuert werden.3e Auf Ver-

mittlungsleistungen sind $4 Nr.20 und $ 12 Abs.2 Nr.7

Buchst. a USIG nicht anzuwsndsn.ao

Unabhänqig davon, ob es sich bei den Weiterveräuße-

rungen clurch Zwischenhändler um sonstige Leistun-

gen oder Lieferungen handelt, f inden $4 Nr.20 und

$ 12 Abs.2 Nr.7 Buchst.a UStG keine Anwendung. Die

Umsätze sind auch nicht nach $4 Nr.B Buchst.e USIG

steuerfrei, cta Eintrlttskarten nicht zu den Wertpapie-

ren gehören.ar

V. Anwendbarkeit der Differenzbesteuerung nach

0 25a USIG

Da es sich bei der Erbrinqung der \/eranstaltr"rngen um

sonslige Leistungen cles Veranstalters handelt, kann

clieser die Differenzbesteuerunq des $25a USIG nicht

in Anspr-uch nehmen, da diese die Lieferung von be-

weglichen körperlichen Gegenständen voraussetzt'

Es ergibt sich in diesen Fällen keine Kumulatir"wir-

kung der Umsatzsteuer und keine Konkurrenzsituati-

on mit Nichtunternehmern, so dass eine mit den Al-

wendungsfällen des $25a UStG vergleichbare Sltuatr-

on nicht vorliegt. Das gleiche gilt auch für die Umsät-

ze der Agenturen. Für ihre Umsätze erhalten diese

Provisionen von den Veranstaltern. Eine Wett-

bewerbsverzerrung im Vergleich zu privaten Albie-

tern kann sich nicht ergeben.

Anrlers stellt sich die Situation jedoch bei der Weiter-

veräußerung der Eintrittskarten dar. Hat der Zwi-

schenhändler die Eintrittskarten von einer Privatper-

son ohne Vorsteuerabzug erworben und veräußert er

diese anschließend umsatzsteuerpflichtig weiter' er-

gibt sich bei ihm eine Kumulationswirkung, die $25a
USIG jedoch gerade vermeiden wiil,

33 H. P Westermann in MünchKomm. BGB, $453 BGB Rz.9;
damit unterscheidet sich die Erfüllunqshandlung von der
Ürbertragung eines nicht verbrieften Rechts, bei der die
AbLretung ($$ 398 fI. BGB) geschuldet wird.

3 4  S i e h e o b e n u n t e r l l l .
35 Slndie in I{au/Dürr-wächter, USIG, $ 3a LIStG Antn' 108'
36 Slodie in llau/Dürrwächter, USIG, $ 3a USIG Anrn. 108.
37 Siehe oben unter I I3.
38 Insbesondere handelt es sicll beim Ticketverkauf nicht

um eine für die Veranstaltunq unerlässliche Leistung.

39 Zum Umsatzsteuersatz für Eintrittskarten von Rock-Kon-
zerten vql.  auch FG Rh.-Pf.,  rJr| .v.22.5.2003 - 6 K 17l2l0l '
EFG2003, 1275.

40 Vgl. Abschn. 166 Abs.3 Satz3 USIR. Die Vermitt lungsleis-
tu"ng betnfft nicht die Darbietung als solche rrnd ist des-

halb zu Recht nicht begünstigt.
41 Ptulipowski in Rau/Dürrwäöhter, UStC, $4 Nr'B USIG

Anm.2B2.
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Gebt man rnit dem FG Rheinland-Pfalz und tler t ibt:r-

wiegenden Meinung in der Literatur davon aus' dass

es sich bei der Weiter-veräul3erung von Eillritt.skarten

um sonslige Leistungen handeit, so ergibt sich irn Hin-

blick auf $25a USIG ein unbefriedigendes Ergebnis'

Seinem Wortlaut nach ist die Vorschrift nichl' auf sons-

ilge Leistungen anwendbar.a2 Das Ergebnis wider-

ri. l .ftt jedoch dem Zweck des $ 25a USIG' Der Zweck

dleser Regelung soll vor allem darin bestehen' Wett-

bewerbsnachteile zu beseiligen, dle zu Lasten unter-

nehnter ischer  Wiederverkäuler  entste l len,  wenn s ie

beim Handel rnit Gegenständen mit privaten Albie-

tern konkurrieren.a3 Die Diflerenzbesteuemng soll

t l ie Mehrfachbelastung von Gegenständen mit Um-

satzsteuer verhindern. Genau cliese Mehrfachbelas-

tr-rng trifft jedoch den Tickethändler' Seine Kartenver-

äußLrungen werden mit dem RegelsteuersaLz beiastet'

während der Nlchtunternehmer die Karten auf dem

Markt deuUich billiger anbieten kann' Da der Handel

mit Eintrittskarten mittlerweiie eine große Dimension

angenommen hataa, ergibt sich für den Unternehmer

ein cleutlicher Wettbewerbsnachteil' Ein solcher Wett-

bewerbsnachteil soll jedoch gerade durch die Diffe-

renzbesteuerung vermieden werden' Die sich so erge-

bende Situalion ist nicht mjt Sinn und Zweck des $ 25a

UStC  zu  ve re inba ren .a5

Darüber hinaus würde eine Nichtanwendlrng des

$25a USIG auf die Weiterveräußerung von Eintritts-

karten einen Verstoß gegen den vom EuGH in ständi-

ger Rechtsprechung als zentral hervorgehobenen

örundsatz der Wettbewerbsneutralität darstellen'ao

Dieser Grundsatz verbietet insbesondere, miteinan-

der in Wettbewerb stehende Waren oder Dienstleis-

tungen hinsichtlich der Umsatzsteuer unterschiedlich

zu behandeln. Er gebietet hingegen die Gleichheit der

Anbieter im Wettbewerb um die Nachfrager' Das Ei-

gengeschäft des Tickethändlers mit dem ungekürzten

Verkaufserlös der Umsatzsteuer zu unterwerfen' ver-

stößt gegen das Gebot der Wettbewerbsneutralität' da

- wie bLreits dargeslellt - der Händler gegenüber

dem Nichtunternehmer benachteiligt wlrd'

Auch stellt sich die Frage nach einer verfassungswid-

rigen Ungleichbehandlung.4T Da hier vergleichbare

Sachverhalte, närnlich der Hanclel mit körperlichen

Gegenstänclen, ungleich behandelt werden und ein

,uÄli.h". Grund für die Ungleichbehandhrng nicht

ersichtlich ist, Iiegt ein Verstoß gegen ArL3 GG nahe'

Ebenso müsste über einen Verst'oß gegen ArL 12 GG

nachgedacht werden.as

Da sich somit unbefriedigend'e Ergebnisse im Hin-

biick auf $25a USIG ergeben, stellt sich die Frage

nach einer analogen Alwendung dieser Regelung auf

sonstige Leistungen. Analogien zugunsten des Steuer-

pflichtiqen sincl grundsätzlich auch im Steuerrecht zu-

iarrig.oo'Bei $25a USIG handelt es sich nictrt urn eine

Vorsährift, die itn Ermessen des Gesetzgebers steht'

sondern um eine rechtssystematisch, europarechtlich

und verfassungsrechtlich gebotene Regelung' Die Dif-

ferenzbesteuerung bezweckt die Vermeidung der Um-

satzsteuerkumulierung beim Unternehmer' Bei der

Vorschrift hand.elt es sich um eine Fiskalzwecknorm'

Da $25a USIG keine Steuervergünstigung entträltso'

ist die Vorschrift ohne weiteres analogiefähig'

Voraussetzung für eine Alalogie ist' dass die Sachver-

halte vergleichbar sind uncl die Analogie dazu dient'

eine plariwidrige Regelungslücke des Gesetzgebers

,., ,.hli"ß"n. Eine vergleichbare Interessenlage ist

nach den obigen Ausführungen durchatts anzuneh-

men. Die Vergleichbarkeit des Sachverhalts lässt sich

selbstverstäncllich nur im Fall des Erwerbs von Ti-

ckets von Privatpersonen, Kleinunternehmern bzw'

bei anderen steuerfreien Eilgangsleistungen bejahen'

Denn nur für diesen Fall ist die Differenzbesteuerung

vorgesehen ($25a Abs.1 Nr'2 USIG)' Sollten die Ti-

ckeiverkäufer ihrerseits Unternehmer sein und

gleichwohl - z.ll. aus Gründen der Wahrung der Ano-

iymität - keine Rechnungen ausstellen' scheidet eine

ana loge  A lwendung  von  vo rnhe re in  aus '

Ebenso ist der Schluss aul eine planwidrige Rege-

Iungslücke möglich. Es spricht vieles dafür' dass so-

*ohl d". tuchttiniengeber ($ 25a UStG beruht auf

Art.26a der 6.EG-Richtlinie) als auch der deutsche

Gesetzgeber den - sicherlich eher seltenen Fall - des

Weiterhandels mit sonstigen Leistungen schlichtweg

übersehen haben.

42 Hierauf bemft sich auch die Finanzver-waltung und wen-

Oet $ZSa USIG auf die Umsätze des Zwischenhändlers

.ti.fti u.t, vgl. OFD Düsselclorf, Kurzinfo' v' 15'8'2005 - Um-

satzsteuer Nr. 13, UR 2005' 578'
43 Cissöe in Bunjes/Geist, USIG, $25a USIG Rz'2i Langer tn

Reiß/Kraeusei/Langer, USIG, $ 25a USIG Rz' 27'

44 Beim Tickethandeidürfte ein beacht-licher konkurrieren-

der Privatmarkt bestehen. Wo jedoch eine solche Kon-

kurrenzsituation besteht, ist Diflerenzbesteuerung von

besonderer Bedeutung; vgl' hierzu Slodje in Rau/Dürr-

wächter, USIG, $ 25a UStG A.rLm' 11'
AS Ä"ch ist iragtiih, ob in der steuerlichen Belastung des

Weiterveräußerers ein Verstoß gegen das System der Um-

satzsteuer als Verbrauchsteuei zu sehen ist; zr-rr Diffe-

renzbesteuerung i-m System der Urnsatzsteuer als Ver-

biauchsteuer 
"!1f. 

SOti", Umsatzbesteuerung von , Ge-

niur,ctttg" ge"stä"nden - Zum neuen Richtlinienvors chlag

der EG-kommission, in Bea (Hrsg ), Finanzwissenschaft
im Dienste der Wirtschaftspolitik, Festschrift für Pohmer'

Tübingen 1990, 5.217, 226 fI .
qO Vgi;e' ispielswäise EuGH, Url v '  11'10'2001 - Rs C-267l99

- Christiane Urbing-Adam, EuGHE 2001' I-7467 : l']R

2001, 4g7 - R2.36; EuGH, Urt' v' 23'19,2-003^--Rs' C-109/02
- Kommission / Deutscl i lancl,  EuGHE 2003' I-12691 - t lR
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Umsatzsteuerliche Behandlung des Handels mit Eintrittskarten für Sport- und Musikveranstaltungen

Folgt man der Ansicht des FG ltheiniand-Pfalz und
der überwiegenden Auffassung in der Literatur in Be-
zug auf die Art der Leistung beim Weiter-verkauf der
Eintrittskarten, so muss man konsequenterweise eine
analoge Alwendung des $ 25a USIG auf diese Leistun-
gen bejahen.

Die Frage nach einer analogen Alwendung des $25a
USIG stelll sich hingegen im Regelfall nicht, wenn
man die Weiterveräußerung von Eintrittskarten als
Lieferunclen behandelt. Dann findet. die l legelung bei
Vorliegcn der weiteren Voraussetzungen direkte An-
lvendung. Etwas anderes kann sich ergeben, wenn
der Zwischenhändler die Eintrittskarte vom Veranstal-
ter envorben hat und der Umsatz des Veranstalters
steuerfrei ist. Da $25a USIG auf diesen Fall eigentlich
anwendbar sein muss (für die Leistung des Veranstal-
ters wurde Umsatzsteuer nicht geschuidet, g 25a Abs. 1
Nr.2 Satz2 Buchst.a USIG), stellt sich die Frage, wie
sich das Problem lösen lässt, dass $25a USIG als Ein-
gangsumsatz eine Lieferung voraussetzt, der \er-
anstalter jedocir eine sonstige Leistung erbringt. Der
Wortlaut des $25a Abs. 1 Nr.2 Satzl USIG spricht da-
firr, dass man bei der Beurteilunq des Ei.ngangsumsat-
zes durchaus ,, isoliert" auf die LeisLung der Einlritts-
karte abstellen kann, so dass $25a USIG direkt anzu-
rvenden wäre. Andernfalls müsste man - mit den be-
reits angeführten Argumenten - g25a USIG analog
anwenden.

Es zeigt sicir damit an dieser Stelle, dass auch aus sys-
tematischer Sicht vieles dafür spricl 'rt, den Handel mit
Tickets als Lieferung zu qualifizieren.

VI. Fazit

Der \branstalter und Aussteller von Eintrittskarten
für Sport- und Musikveranstaltungen erbringt sons-
tige Leistungen. Anzuknüpfen ist dabei allerdings
nicht an die Rechtseinräumung, sondern an die Er-
bringung der Veranstalti.rng selbst. Die tlmsätze der
Aqent.uren sind Vermittlungsleistungen und damit
ebenfalls sonstige Leistung en.

Die besseren Gründe sprechen dafür, die Weiter-ver-
äußerung von Ei-ntrittskarten für solche Veranstaltun-
gen als Lieferungen zu qualifizieren. Wie die sich hie-
raus ergebenden weiteren Betrachtungen zeigen, er-
scheint dies insbesondere im Hinblick auf $25a UStG
systemkonform und gerecht, Das Ergebnis der herr-
schenden Meinung und lnsbesondere die Begrün-
dung des Urteils des FG Rheinland-Pfalz überzeugen
hingegen nicht.

Das für die Eintrittskarten fiir Sport- r.urd Musikver-
anstaltungen gefundene Ergebnis lnuss so auch für
andere LegiLinrationspapiere (2.13. Fahrkarten, Thea-
terkarten) gelten. Demnach ist auch bei den anderen
Leqitimationspapieren die Leistung des Ausstellers
als sonstiqe Leistung und die des Weiter-veräußerers
als Lieferunq zu oualifizieren.

D i p l. - Kfm. R olf- Rü di g e r Rode is en't'

Verbilligte Uberlassung von Grundstücksteilen im Lichte der Rechtsprechungzur
unentgeltlichen Gebäudenutzung

Mit Urteil vom 8.5.2003 hette der EUGH in seinem viel-
beachteten Seeling-Urteil neue Regelungen für die
Selbstnutzung von Rciumen in einem dem Unterneh-
lnen zugeordneten Geböude aufgestellt. In Reoktion
auf diese Rechtsprechung hatten die Finonzverwa]-
tung im Frühjahr 2004 und der Gesetzgeber im Richt
linien-Umsetzutlgsgesetz - rückwirkend zunt 1.7.2004
- die Grundsötze für die Ermiltlung der BemessunErs-
grundlage ttnentgeltlicher Wertabgaben ous dem Un-
ternehmen verändert. Dres soll nach dem Willen des
Gesetzgebers insbesondere dezu führen, dass die An-
schaffungs- und Herstellungskosten über den jeweils
maßgeblichen Vorsteuerberichtigungszeitraum zu ver -

I. Ausgangslage nach dem Seeling-Urteilr

Nutzt ein Unternehmer einen Gebäudeteil eines dem
Unternehnen zugeordneten Gebäudes für nichtunter-

teilen sind. Diese Grundsätze über die Ermittlung der
Bemessungsgrundlage für unentgeltliche Wertabga'
ben sind auch in den Fällen der MindestbemessunErs-
grundlage enzuwenden. Unabhangig davon, wie dcts
gegen die Verteilung der Anscheffungs- oder Herstel-
lungskosten auf den Berichtigungszeitraum anhan'
gige Verf ahren vor dem EuGH ausgehen wird, sollten
die Steuerpflichtigen bei Anwendungsfällen der Min-
destbemessungsgrundlage einiqe Grundsdtze beach'
ten, da es onsonslen - insbesondere im Bereich der
Überlassung von Gewerberöumen - zu erheblichen
s teu eili chen Nochleilen ko mmen kann.

nehmerische Zwecke, so wurde dies in Deutschland
früher als steuerbare Leistung i.S.d. $3 Abs.9a Nr. 1
USIG behandelt, die aber in analoger Anwendung des

$4 Nr. 12 Buchst.a USIG steuerfrei war. Wegen der

'  Dipl.-Kfm. Rolf-Rüdiqer Radeiscn ist als Steuerberater in
Beriin tätig.
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